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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Verfahren über den Antrag des 

Klägers auf Gewährung von 

Prozesskostenhilfe 
 

 

Az: B 2 U 10/15 BH 
 
L 1 U 4372/14 (LSG Baden-Württemberg) 
S 7 U 1477/12 (SG Reutlingen) 
 
 
 
………………, 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Holz und Metall, 
Isaac-Fulda-Allee 18, 55124 Mainz, 
 
 Beklagte. 
 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 27. Oktober 2015 durch den Richter 

Prof. Dr.  S p e l l b r i n k    - Vorsitzender -, die Richterin   H ü t t m a n n - S t o l l  

und den Richter   H e i n z  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nicht-

zulassung der Revision in dem Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württem-

berg vom 20. Juli 2015 Prozesskostenhilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts 

zu bewilligen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Der Antrag des Klägers auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) ist abzulehnen. 

 

Ein Beteiligter, der nach seinen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten der 

Prozessführung nicht, nur zum Teil oder nur in Raten aufbringen kann, erhält auf Antrag PKH, 

wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 

Satz 1 SGG iVm § 114 Abs 1 Satz 1 ZPO). Diese Voraussetzung ist nicht erfüllt. 

 

Nach § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche 

Bedeutung hat (Nr 1), das angefochtene Urteil von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des BVerfG abweicht und auf dieser 

Abweichung beruht (Nr 2) oder ein Verfahrensfehler geltend gemacht wird, auf dem die ange-

fochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). Ein solcher die Zulassung der Revision rechtferti-

gender Grund ist nach der im PKH-Verfahren gebotenen summarischen Prüfung des Streitstoffs 

weder dem Akteninhalt noch dem Vorbringen des Klägers in seinem Schriftsatz vom 17.8.2015 

zu entnehmen. 

 

Soweit der Kläger auf die nach seiner Auffassung unzureichende Aufklärung des Sachverhalts 

von Amts wegen und damit eine Verletzung des § 103 SGG durch fehlende Beweiserhebung 

verweist und sich gegen die Beweiswürdigung des LSG wendet, bestehen keine Anhaltspunkte, 

dass nach Beiordnung eines Rechtsanwalts ein Verfahrensmangel mit Aussicht auf Erfolg auf-

gezeigt werden könnte, der zur Zulassung der Revision führt. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 

SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel auf die Verletzung des § 103 SGG (Aufklä-

rung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisan-

trag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Ein anwaltlich ver-

tretener Beteiligter kann nur dann mit der Rüge des Übergehens eines Beweisantrags iS von 

§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG gehört werden, wenn er diesen bis zum Schluss der mündlichen 

Verhandlung durch entsprechenden Hinweis zu Protokoll aufrechterhalten hat oder das Gericht 

den Beweisantrag in seinem Urteil wiedergibt. Dass ein solcher Beweisantrag von dem anwalt-

lich vertretenen Kläger noch in der mündlichen Verhandlung vor dem LSG am 20.7.2015 gestellt 

bzw aufrechterhalten worden sein könnte, ergibt sich weder aus der Sitzungsniederschrift vom 

20.7.2015 noch den Entscheidungsgründen des Urteils des LSG. Soweit der Kläger sich gegen 

die Beweiswürdigung des LSG wendet und damit eine Verletzung des § 128 Abs 1 Satz 1 SGG 

geltend macht, könnte ebenfalls nach Beiordnung eines Rechtsanwalts ein zur Revisionszulas-

sung führender Verfahrensfehler nicht dargelegt werden, weil die Nichtzulassungsbeschwerde 

nicht auf die Verletzung des § 128 Abs 1 Satz 1 SGG gestützt werden kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 2 SGG). 

 

 

1 

2 

3 

4 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 

 

  

 

Zwar legt der Kläger ausführlich dar, aus welchen Gründen er das Urteil des LSG für unzutref-

fend hält. Allein die Möglichkeit einer unrichtigen Rechtsanwendung genügt jedoch nicht, um die 

Erfolgsaussicht zu bejahen, denn auf eine unzutreffende Rechtsanwendung kann die Zulassung 

der Revision nicht gestützt werden. 

 

Mit der Ablehnung des Antrags auf Bewilligung von PKH entfällt auch die Beiordnung eines 

Rechtsanwalts (§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 121 ZPO). 

 

 

5 

6 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESSOZIALGERICHT

